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Körting hat Ver-
trauen verspielt

Eine Aufführung der Mo-
zart-Oper „Idomeneo“ an 
der Deutschen Oper wurde 
abgesagt, weil Berlins SPD-
Innensenator Körting die 
Leitung des Hauses offenbar 
nur unzureichend über die 
tatsächliche Gefährdungs-
lage informiert hat. 

Der innenpolitische Spre-
cher der CDU-Fraktion im 
Berliner Abgeordnetenhaus, 
Frank Henkel, hat diese Hand-
lungsweise scharf kritisiert. 
„Der Senator hat vollkommen 
kopflos reagiert. Die Lageein-
schätzung nach Eingang ei-
nes anonymen Anrufs durch 
den Staatsschutz kam zu dem 
Ergebnis, dass Störungen 
nicht ausgeschlossen wer-
den könnten, eine konkrete 
Gefährdung jedoch nicht be-
stehe. Hier werfe ich dem Se-
nator vor, unverantwortlich 
gehandelt zu haben. Aufklä-
rung im Falle einer realen Ge-
fährdung ist richtig. Aber die 
Reaktion muss von Besonnen-

heit begleitet 
werden. Man 
hätte über 
einen erhöh-
ten Polizei-
schutz oder 
b e s o n d e r e 
Sicherheits-
maßnahmen 

an den Eingängen der Oper 
nachdenken können. Doch 
nichts dergleichen ist pas-
siert. Der Senator hat die 
Situation an der Deutschen 
Oper fahrlässig eskalieren las-
sen. Den Schaden trägt Berlin 
und die Freiheit der Kunst 
insgesamt. Körting hat damit 
Vertrauen in den Rechtsstaat 
und die Sicherheitsbehörden 
verspielt.“

Eingeständnis begrüßt

Henkel begrüßte jedoch 
das spätere Eingeständnis 
des Senators, sich hinsicht-
lich der Gefährdungslage 
geirrt zu haben. Gleichzeitig 
forderte der CDU-Politiker 
den Innensenator auf, end-
lich ein Sicherheitskonzept 
für die gefahrlose Auffüh-
rung der Idomeneo-Oper 
vorzulegen. Dies sei bis heu-
te nicht geschehen.  Henkel 
abschließend: „Es gibt viele 
geeignete Möglichkeiten, 
auch unter dem Eindruck ei-
nes möglichen Risikos die Si-
cherheit der Opernbesucher, 
-mitarbeiter und Künstler zu 
erhöhen.“

Frank Henkel

Bei der Suche nach deut-
schen Eliteunis beim so ge-
nannten „Exzellenzwettbe-
werb“ gehen die Berliner 
Universitäten leer aus. Die 
CDU-Fraktion warf dem rot-
roten Senat vor, nicht recht-
zeitig die Zeichen der Zeit 
erkannt zu haben. 

Der stellvertretende Vor-
sitzende der CDU-Fraktion 
im Berliner Abgeordneten-
haus, Michael Braun, nannte 
die Entscheidung des fachlich 
hochrangig besetzten Aus-
wahlgremiums ein „schlechtes 
Zeugnis für die Arbeit des rot-
roten Senats in den vergange-
nen fünf Jahren“. 

telparität massiv gefährdet. 
Eine Hochschulnovelle fehlt. 
Die Berliner Hochschulen ha-
ben alle Potentiale für eine 
Exzellenzauslobung. Doch 
Wowereit und Flierl haben mit 
ihrer unverantwortlichen Kür-
zungspolitik dem Wettbewerb 
nachhaltig geschadet.“

Braun erklärte, dass es 
nicht sein könne, dass die 
Hauptstadt und größte Uni-
versitätsstadt Deutschlands 
keine Exzellenzuni aufweise: 
„Hier wurde durch eine man-
gelhafte Politik die Quantität 
nicht in Qualität umgewan-
delt.“

Braun hält dem Regie-

B r a u n : 
„Die Kürzun-
gen bei Wis-
senschaft und 
Forschung zei-
gen ihre nega-
tive Wirkung. 
Der Senat un-
ter Wowereit 
hat den Berliner Universitäten 
durch eine gezielte Schwä-
chung der Forschungsland-
schaft entscheidende Wettbe-
werbsnachteile zugefügt: z.B. 
wurden die Hochschulverträ-
ge gekündigt, die Studien-
plätze drastisch reduziert. Die 
Autonomie der Hochschulen 
ist durch die drohende Vier-

Michael Braun

renden Bürgermeister und 
seinem bisherigen Wissen-
schaftssenator vor, nicht 
rechtzeitig die Zeichen der 
Zeit erkannt zu haben: „Spä-
testens nach der Vorauswahl 
und dem Scheitern der HU 
hätten die Anstrengungen des 
Senats zur Unterstützung der 
Bewerbung der FU verstärkt 
werden müssen.“

Braun forderte den Se-
nat auf, endlich tätig zu 
werden: „Wir brauchen eine 
verlässliche Zusage, dass die 
Hochschulen ausreichende 
Mittel für Wissenschaft und 
Forschung erhalten. Sie sind 
die Diamanten der Stadt.“

Rot-Rot lässt Unis im Stich

Entscheidung des Auswahlgremiums ist ein schlechtes Zeugnis für de Arbeit des rot-roten Senats in den vergangenen
Jahren. Berlins Studierende müssen nun ohne zusätzliche Exzellenzförderung auskommen.
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CDU lädt zum Fastenbrechen
Für den 20. Oktober ha-

ben der 1. Parlamentari-
sche Geschäftsführer der 
Berliner CDU-Frak-
tion, Frank Henkel 
und der integrati-
onspolitische Spre-
cher der CDU-Frak-
tion, Kurt Wansner, 
zum muslimischen 
Fastenbrechen im 
heiligen Fastenmo-
nat Ramadan eingeladen.

Im Restaurant „Fuego“ 
am Kudamm wurden Per-
sönlichkeiten aus Politik, 
Medien, Verbänden und 
Religionsgemeinschaften 
aus der muslimischen Ge-
meinde zum kulinarischen 
Meinungsaustausch erwar-
tet. Die Bandbreite der Ein-
geladenen reichte von Bot-
schaftern bis zum einfachen 
CDU-Mitglied. Dr. Friedbert 

Ehe, Familie und Verantwor-
tung aber leider nicht die 
CDU wählen würden – noch 
nicht.

Aus diesem Grund solle, 
sagte Wansner, das CDU-
Fastenbrechen auch im 

Pflüger hatte diesen Termin 
zum Anlass genommen, ei-
nige Thesen zum Islam, aber 

auch zum Islamismus 
zu äußern.

Wansner betonte 
in diesem Zusammen-
hang die Bedeutung 
der Veranstaltung: 
„Wir müssen die rund 
300.000 Muslime als 
festen Bestandteil der 

Berliner Gesellschaft sehen, 
die eine Bereicherung für 
Berlin seien, bei allen Pro-
blemen die wir ansonsten 
nicht „verschleiern“ und zu-
sammen lösen wollen.

Veranstaltung etablieren

Außerdem fügte Wans-
ner hinzu, dass die Muslime 
zum größten Teil konser-
vative Werte vertreten wie 

nächsten Jahr stattfinden 
und zu einer festen Größe in 
der muslimischen Gemein-
de etabliert werden, so Gott 
will, und, fügte Wansner im 
besten Arabisch hinzu, In-
schallah (so Allah will).

Kurt Wansner

Auf Einladung des Haupt-
geschäftsführers Holger 
Wenzel besuchte der Berli-
ner Bundestagsabgeordnete 
den Hauptverband 
des Deutschen Ein-
zelhandels (HDE) in 
seiner Berliner Bun-
desgeschäftsstelle. 

Dieser ist seit über 
80 Jahren die Spit-
zenorganisation des 
deutschen Einzelhan-
dels für rund 410.000 selb-
ständige Unternehmen mit 
insgesamt 2,7 Millionen Be-
schäftigten und jährlich über 
500 Milliarden Euro Umsatz. 
In seiner Funktion als Bericht-
erstatter für Handel der CDU/
CSU-Fraktion im Ausschuss 
für Wirtschaft und Techno-
logie informierte sich Weg-
ner vor Ort über die Arbeit 
in der Geschäftsstelle. In den 
anschließenden Gesprächen 
ging es um aktuelle Themen 
des Einzelhandels.

Ein wichtiges Gesprächs-
thema war dabei die Li-
beralisierung des Laden-
schlussgesetzes, das seit der 
Förderalismusreform Sache 

der Länder ist. Der HDE be-
dauerte, dass nur in 4 von 16 
Bundesländern die Gewerbe-
treibenden in diesem Jahr von 

längeren Öffnungszei-
ten profitieren könnten. 
Auch in Berlin wird - trotz 
entgegengesetzter Zu-
sage des rot-roten Se-
nats - die neue Regelung 
nicht mehr in diesem Jahr 
in Kraft treten können. 
„Diese Situation ist nicht 

nur unbefriedigend, sondern 
zeigt vielmehr, dass der hei-
mische Einzelhandel für den 
rot-roten Senat keine große 
Priorität hat“, resümiert Weg-
ner. Beim Thema „Allgemei-
nes Gleichbehandlungsgesetz“ 
erläuterte der Bundestagsab-
geordnete das Zustandekom-
men des Kompromisses der 
Großen Koalition, unterstrich 
aber die Notwendigkeit mög-
liche negative Auswirkungen 
des Gesetzes in Bezug auf 
bürokratische Belastungen, 
Rechtssicherheit, Privatauto-
nomie und den Arbeitsmarkt 
genau zu beobachten. Wegner 
hierzu: „Ich baue hier auf eine 
konstruktive Zusammenarbeit 

mit den Wirtschaftsverbän-
den, um ungewollte negative 
Auswirkungen des Gesetzes 
schnellstmöglich zu korrigie-
ren.“

Abschließend lobte der 
Spandauer Bundestagsabge-
ordnete die Ausbildungsleis-
tung des Deutschen Einzel-
handels: „Trotz schwieriger 

wirtschaftlicher Lage ist es ge-
lungen, alleine in Ostdeutsch-
land die Zahl der Ausbildungs-
verträge um 20% zu steigern 
– diese Ausbildungsbereit-
schaft ist beeindruckend.“ 
Wegner dankte in diesem Zu-
sammenhang dem HDE für sei-
ne Anstrengungen im Werben 
für mehr Ausbildungsplätze.

Kai Wegner

Mehr Azubis im Einzelhandel

Der CDU-
Abgeordnete 
Gregor Hoff-
mann hat die 
von der SPD 
angezettelte 
Debatte um 
eine Unter-
schicht als 
„nur für Theoretiker hilf-
reich“ bezeichnet.

Gefragt sind aber schon 
seit Jahren konkrete Lösun-
gen für die Betroffenen. Dazu 
gehört auch und gerade in der 
Rot-Rot geführten Berliner 
Politik eine ehrliche Einschät-
zung der Einkommensverhält-
nisse und der Möglichkeiten 
des jeweils Einzelnen bzw. 
seiner Familie an gesellschaft-
licher Teilhabe. `Sarrazinsche 
Ansätze´ sind hier der falsche 
Weg“, erklärte der sozialpoliti-
sche Sprecher der CDU-Frakti-
on Hoffmann zu Verlautbarun-
gen aus einem internen Papier 
der Friedrich-Ebert-Stiftung.

Hoffmann kritisierte, Rot-
Rot habe in der vergangenen 
Legislaturperiode 17% Ar-
mutswachstum in Berlin zu 
verantworten. „Das zeigt: Wo 
Rot-Rot drauf steht, ist keine 
soziale Gerechtigkeit drin. Es 
wird endlich Zeit, den finan-
ziell schwachen Berlinerinnen 
und Berlinern eine Perspekti-
ve zu geben.

Hoffmann mahnte an, es 
brauche konkrete politische 
Ansätze gegen die prekäre 
Einkommenssituation vieler 
Berlinerinnen und Berliner: 
„Ein erster Schritt wäre eine 
stärkere Berücksichtigung der 
Berliner Lage bei den Ressort-
zuschnitten im Rahmen der 
Senatsbildung und mehr Ei-
genständigkeit für die bezirk-
lichen Jobcenter, ein zweiter 
die finanzielle Sicherung von-
Leistungen, beispielsweise 
in der Kinder- und Jugendar-
beit.“

Hoffmann sagte abschlie-
ßend, die Unterschichten-
debatte sei unerträglich und 
müsse ein Ende haben: „Die 
CDU-Fraktion wird konstruk-
tiv an einer Debatte für mehr 
Arbeit und soziale Ausgewo-
genheit teilnehmen. Wir set-
zen uns dafür ein, dass der 
Mensch wieder ins Zentrum 
der Betrachtungen rückt. Die 
Aufgabe der Politik ist es, ei-
nen lebenswerten Rahmen zu 
schaffen und zwar möglichst 
ohne Unterschicht.“

Unterschichten-
debatte ist wenig

hilfreich

Der wirt-
s c h a f t s -
p o l i t i s c h e 
Sprecher der 
CDU-Frakti-
on, Michael 
D i e t m a n n , 
hat die erneu-
te drastische 

Abnahme der Arbeitslosen-
zahlen im Bund als „großen 
Erfolg der Bundesregierung 
unter Bundeskanzlerin An-
gela Merkel“ bezeichnet.

Die Zeichen im Bund stün-
den weiterhin auf Aufschwung. 
Die Stimmung weise trotz al-
ler ausstehender Aufgaben, 
vor allem bei der Reform der 
Sozialsysteme, eindeutig 
auf ein nachhaltiges Wachs-
tum hin. Dietmann: „Als Frau 
Merkel mit ihrer Regierung 
die Arbeit aufnahm, zählte 
Deutschland im Januar 2006 
knapp über 5 Mio. Arbeitslo-
se. Heute liegt die Zahl bei 4,2 
Mio. Menschen ohne Arbeits-
platz. Dies ist ein Beweis für 
eine Politik, die sich an den 
Stärken und der Bereitschaft 
der Menschen orientiert, den 

Standort Deutschland wieder 
zu einem Wachstums- und In-
vestitionsland zu machen.“

Dietmann: „Leider ist die-
ses Wachstum noch nicht auf 
Berlin übertragbar. Die Abnah-
me der Arbeitslosenzahlen in 
Berlin verharrt auf einem nied-
rigeren Niveau als im Bund 
insgesamt. Der rot-rote Senat 

hat in der Vergangenheit zu 
wenig Ansiedlungs- und In-
vestitionspolitik betrieben. 
Investoren wurden zu oft 
nicht ausreichend empfangen 
oder begleitet. Wir brauchen 
auch hier eine größere Küm-
mer-Kompetenz, nicht erst, 
wenn die Standorte vor dem 
Aus stehen. Und: Berlin muss 

seine Stärken unterstreichen, 
Wirtschaft und Wissenschaft 
enger vernetzen.“ 

Dietmann rief den Senat 
dazu auf, den Industriestand-
ort Berlin zu fördern: „Wir 
brauchen auch im sekundären 
Wirtschaftssektor, der Indus-
trie, wieder mehr Investitio-
nen und Arbeitsplätze.“

Industriestandort Berlin stärken

Michael Dietmann

Gregor Hoffmann


